
1849.

Blatt.
Stück 15.

burger
ne

Drei und Zwanzigſter Jahrgang.
Mittwoch den 23. Mai 1849.er. 2. Quartal.

ctens trden Bekanntmachung.alz, Der Oeconomie Amtmann Auguſt Kaliſch zu Schkeuditz und der Gutsbeſitzer Friedrich Auguſt Bock zu
koſtet Kleinſchkorlopp ſind als Kreistaxatoren für den hieſigen Kreis angenommen und verpflichtet worden.

aſſet Merſeburg, den 15. Mai 1849. Der Königl. Landrath Weidlich.
Armee- Befehl. Die Auflöſung der zweiten Kammer.g. Soldaten der Linie und Landwehr! Nach der Verfaſſungsurkunde, deren Rechtsbeſtändigkeit

wel Als Jch vor ſechs Monaten Eure Dienſte zum Schutze durch die förmliche, von beiden Kammern in ihren Adreſſen
eben I des Geſetzes aufbot, da ſank dem Feinde der Muth vor auf die Thronrede ausgeſprochene Anerkennung nunmehr ge
nur I Eurer Feſtigkeit und Treue. Ohne Kampf wich die Partei gen jeden Einwand ſicher geſtellt iſt und bei der durch dieſe

son des Umſturzes vor Euch zurück. Jm Geheimen aber ver Anerkennung auch eine etwaige Unrechtmäßigkeit ihres Ur-
mel uchte ſie, durch alle Künſte der Verführung Euren Sinn ſprungs ausgetilgt iſt, hat der König das Recht, die Kam-an e Pflicht, Ehre und Krieger-Gehorſam zu untergraben und mern aufzulöſen, entweder beide zugleich, oder nur eine, in

damit das preußiſche Heer die feſte Stütze des Thrones
und der geſetzlichen Ordnung zu vernichten.Dieſe verbrecheriſchen Verſuche ſind zu Schanden ge-

d

worden. Die Tage von Dresden, Breslau und Düſſeldorf,

welchem letztern Falle die nicht aufgelöſte vertagt werden
muß. Weiter ſtatuirt die Verfaſſungsurkunde, daß nach
erfolgter Auflöſung der Kammern oder einer Kammer, bin-
nen 40 Tagen die Wähler zuſammentreten und binnen 60

ne wo die Aufſtände blutiger Empörer durch Eure und Eurer Tagen die neugewählten Volksvertreter ſich verſammeln müſ-
Brüder ſiegreiche Waffen zu Boden geworfen wurden, geben ſen. (S. 49. 50. 76.)

r Zeugniß von der ungeſchwächten Treue und Tapferkeit des Der König hat am 27. v. M. von ſeinem verfaſſungs-E, enſeſchen Heeres. mäßigen Rechte Gebrauch gemacht und nachdem beide Kam-
n, Jetzt erhebt im Weſten der Monarchie, ſowie in einigen mern gerade zwei Monate getagt, die zweite Kammer auf
en, I anderen deutſchen Ländern, der Aufruhr von neuem ſein gelöſt und die erſte vertagt.
Die I Haupt. Unter dem Vorwande von Deutſchlands Einheit Formell iſt alſo gegen dieſe Verfügung Nichts ein
er wird ein Kampf entzündet gegen Geſetz und Ordnung, ge- zuwenden um ſo weniger, als unſere Verfaſſungsurkunde
Seg- I gen jede rechtmäßige Obrigkeit, ein Kampf gegen unſer (wie überhaupt die Verfaſſungsurkunden eonſtitutioneller
itho J ruhmvolles Preußen, das die Feinde vernichten, ein Kampf Monarchien) die Kammerauflöſung ganz dem Ermeſſen des
cker. J gegen den Thron Eures Königs den ſie umſtürzen wollen. Königs anheimſtellt und ſein desfallſiges Recht nicht durch

Zur Abwehr ſolcher verbrecheriſchen Angriffe habe Jch jetzt materielle Bedingungen beſchränkt.
o. abermals Mein Heer berufen und die Landwehr aufgeboten. Es fragt ſich nur, iſt die Auflöſung der zweiten Kam-

Es gilt zu kämpfen und zu ſiegen wider Eidbruch, Lüge,
Verrath und Meuchelmord. Es gilt, den Thron zu ſchützen
vor ſeinen erbitterten Feinden. Es gilt, das Vaterland zu
retten vor Geſetzloſigkeit und Republik. Es gilt, Preußens
Stärke, Preußens Ehre aufrecht zu erhalten und dadurch die
Größe und Einheit des deutſchen Vaterlandes feſt zu begründen.

mer materiell gerechtfertigt? Liegen hinlängliche Gründe vor
zu dieſem Schritte, der der Natur der Sache nach immer be-
denklich und in revolutionairen Epochen höchſt gefährlich iſt?

Aus den bisherigen Darſtellungen und Beurtheilungen
der Verhandlungen der 2. Kammer ergiebt ſich ſchon daß
ich dieſe Frage nur bejahen kann. Die Lage der Sache

Das iſt das Ziel, wofür Jch Mein ſieggewohntes Heer war überhaupt ſo, daß nach der Praxis der eonſtitutionellen
freſſe I in den Kampf rufe. Monarchie, die auch dem Begriff der eonſtitutionellen Monar-
mo Soldaten! Seid ferner eingedenk des Ruhmes preußi- chie ganz entſpricht, die Alternative ſich eingeſtellt hatte,
mel. ſcher Tapferkeit und Kriegertreue, des Jahrhunderte alten daß entweder das Miniſterium oder die 2. Kammer abtreten
erer Erbes, welches Jhr Euren Vätern verdankt! Gedenket der mußte. Das Weſen der conſtitutionellen Monarchie beſteht
ten, j in den Jahren 1813, 1814 und 1815 zur Vertreibung frem- darin daß die Geſetzgebung gemeinſchaftlich vom Fürſten

„den Druckes erfochtenen Siege des preußiſchen Heeres, und und der Volksvertretung ausgeübt wird, und der eine Theil
Jhr werdet Euch auch jetzt durch preußiſche Kriegertugend nicht ohne Zuſtimmung des andern ein Geſetz geben kann,

u. als Schutz und Hort der werthvollſten Güter eines freien daß ſich alſo beide Theile ſtets zu einigen haben und keiner
vſs und gebildeten Volkes, dem preußiſchen und deutſchen Vater von beiden einſeitig eine legislative Entſcheidung erlaſſen

lande zum ewigen Ruhme bewähren darf. Daß der Fürſt dem Willen der Volksvertretung nur
Charlottenburg, den 16. Mai 1849. auf einige Zeit ſeine Zuſtimmung verweigern dürfe und

eburg, Friedrich Wilhelm.
von Strotha.

nach Ablauf derſelben ſich dem Willen der Volksvertretung
zu fügen eine Rechtspflicht habe (ſuspenſives Veto), iſt die
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dem hiſtoriſchen conſtitutionellen Staatsrecht entſchieden wider
ſprechende Lehre der ſogenannten demokratiſchen Conſtitutionel-
len, eine Lehre, die unter den eonſtitutionellen Monarchieen
nur Norwegen praktiſch aufgenommen hat, und die das
Weſen des Königthums, daß darin beſteht, daß es eine
ſelbſtſkändige Staatsgewalt und wenn auch beſchränkt und
bedingt, doch keiner andern Staatsgewalt zum Gehorſam
verpflichtet iſt, gründlich vernichtet, ſo daß es ein Miß-
brauch iſt, eine Verfaſſung wie die norwegiſche eine con-
ſtitutionelle Monarchie zu nennen. Ob dieſe demokratiſch-
conſtitutionelle Monarchie eine gute oder ſchlechte Verfaſſung
iſt, mag hier unerörtert bleiben berechtigt iſt ſie in Preu-
ßen nicht, das Königthum in Preußen hat noch alle die
Rechte, auf die es nicht ausdrücklich verzichtet hat, und un-
ſer König hat im vergangenen Jahre weder in ſeinen erſten
Erlaſſen nach der Märzrevolution die übrigens gar nicht
als die wahre rechtliche Grundlage der neuen Staats-
form angeſehen werden können, indem ſie einſeitig,
ohne die geſetzlich nöthige Zuziehung der damaligen
Volksvertretung, des Vereinigten Landtags, erfolgten, noch
in den unter Zuziehung des Vereinigten Landtags erlaſſenen
Verordnungen dem wahren Rechtsboden für die Anſprüche
des preuß. Volks eine eonſtitutionelle Monarchie in dem
Sinne der jetzigen demokratiſchen Partei, ſondern überhaupt
nur eine wahrhaft eonſtitutionelle Monarchie mit einer
Volksvertretung die das Zuſtimmungsrecht zu allen Ge-
ſetzen und das Steuerbewilligungsrecht haben ſollte, und
mit gewiſſen Grundrechten des Volks verheißen.

Wenn nun das Weſen der conſtitutionellen Monarchie
in einer beſtändigen Vereinbarung der Regierung und
des Volkes auf dem Gebiete der Geſetzgebung beſteht, ſo
muß naturgemäß, falls eine Einigung nicht zu Stande
kommt der eine Theil das Feld räumen d. h. es muß
entweder das Miniſterium oder die Volksrepräſentation ab-
treten und die Einigung weiter verſucht werden, ſei es zwi-
ſchen dem alten Miniſterium und einer neuen Volksver
tretung, ſei es zwiſchen einem neuen Miniſterium und der
alten Volksvertretung. Und ſo iſt auch die Praxis in allen
conſtitutionellen Monarchien.

Bei uns iſt es nun klar, daß in den letzten Wochen
das Miniſterium und die zweite Kammer mehr und mehr
auseinander gingen und in den wichtigſten Fragen in
einen entſchiedenen Gegenſatz getreten waren, welcher nicht
die geringſte Hoffnung auf eine Ausgleichung übrig ließ.

Es kann ſich alſo weiter nur darum handeln wer
wollte das Rechte und Vernünftige, das Miniſterium oder
die zweite Kammer?

Das Miniſterium legte der' Kammer Geſetze zur Ge-
nehmigung vor, die unerläßlich ſind zur Gründung einer
mit Ordnung gepaarten Freiheit, Geſetze, die im Weſent-
lichen höchſt vernünftige Beſtimmungen enthalten die gute
Freiheit nicht antaſten und nur die ſchlechte Freiheit, die
Freiheit des Verbrechens, beſchränken und reprimiren. Das
Miniſterium wollte den Belagerungszuſtand in Berlin auf-
heben, falls dieſe Geſetze angenommen würden indem die
Maßregel des Belagerungszuſtandes überhaupt nur noth-
wendig geworden war durch die Unmöglichkeit, mit den
bisherigen lückenhaften, mit den neuen Verhältniſſen viel
fach nicht zufammenſtimmenden und vielfach unzureichenden
Geſetzen über die Preſſe, die Verſammlungen und Vereine,
die Ordnung wieder herzuſtellen und zu erhalten. Jn der
deutſchen Frage wollte es die unzweifelhaften Rechte der
Krone gegen die unzweifelhafte Souverainitäts Uſurpation
des frankfurter Parlements wahren machte den geſetzlich

feſtgeſtellten Vereinbarungs Standpunkt der dadurch daß
die Preuß. Regierung bisher der Uſurpation des frankfurter
Parlaments nicht klar und entſchieden entgegengetreten war,
nicht ſeine rechtliche Gültigkeit verloren hat, geltend, und
rieth dem Könige von unbedingter Annahme der Reichsver-
faſſung ab, die, ſo wie ſie iſt, Deutſchland in ein Chaos
und in einen Krieg Aller gegen Alle ſtürzen und wie ſie
ſelbſt das deutſche Reich zu einer masquirten Republik con-
ſtituirt, in nothwendiger Folge die Einzelſtaaten zunächſt
in masquirte Republiken verwandeln und dann ſelbſt mit
den Einzelſtaaten, oder auch dieſe vernichtend, in die offene
Republik übergehen würde.

Die zweite Kammer verſtümmelte und veränderte die
Geſetze über Plakate, Verſammlungen und Vereine auf eine
Weiſe, daß es der Regierung unmöglich geweſen wäre, da-
mit dem Aufruhr und Hochverrath wirkſam zu begegnen,
verlangte aber deſſenungeachtet die ſofortige Aufhebung des
Belagerungszuſtandes in Berlin. Jn der deutſchen Frage
ſanktionirte ſie die Uſurpation des frankfurter Parlaments,
indem ſie die frankfurter Verfaſſung als durch den Beſchluß
des Parlaments endgiltig und rechtsbeſtändig geworden
proeclamirte, mithin ſtellte ſie das frankfurter Parlament, in
Bezug auf die Reichsverfaſſung, über den König und ſämmt-
liche deutſche Regierungen und degradirte den König von
Preußen zu einem dem frankfurter Parlament gegenüber
zum Gehorſam verpflichteten Unterthan.

Recht und Vernunft kann ich hiernach nur auf Seiten
des Miniſteriums finden, auf Seiten der Kammer nur ent-
ſchiedenes Unrecht und entſchiedene Unvernunft. Das Mi-
niſterium verdient meines Erachtens Tadel nur deshalb, daß
es überhaupt mit dem frankfurter Parlament und den Re-
gierungen über die Reichsverfaſſung noch unterhandelt, indem
eine Hoffnung auf erhebliche Abänderungen dieſer Verfaſſung
Seitens des Parlaments gar nicht vorhanden iſt und die
frankfurter Verfaſſung überdies ſo incorrigible iſt, wie
die Frankofortskys ſelbſt. Dieſe Verfaſſung mußte vom
Miniſterium ſofort entſchieden verworfen und die preu-
ßiſchen Abgeordneten, nach Abgang der frankfurter Deputation
von Berlin, ſofort aus Frankfurt abberufen werden und es
mußte ſogleich klar ausgeſprochen werden was doch über
kurz oder lang ausgeſprochen werden muß daß die frank-
furter Vereinbarung gänzlich verfehlt und das deutſche Ver
faſſungswerk der Paulskirche faſt durchweg unbrauchbar und
unannehmbar iſt.

Die Sache ſteht übrigens ſo, daß ein Wechſel des
Miniſteriums nur ein Perſonen nicht ein Syſtemwechſel
geweſen ſein würde. Der König kann nicht Miniſter wäh-
len, welche auf die Forderungen dieſer zweiten Kammer ein-
gehen, er hat daher wohlgethan, ein Miniſterium zu behal-
ten das ungeachtet des Geredes, daß es allgemein gehaßt
und verwünſcht wird, eine ſehr zahlreiche und mächtige Par-
tei im Volke für ſich hat, welche den Werth der „rettenden
That“ zu würdigen weiß.

Ob die neuen Wahlen eine beſſere zweite Kammer liefern
werden, das iſt freilich ſehr ungewiß, bei dem bisherigen
Wahlgeſetz ſogar höchſt un wahrſcheinlich. Aber das kann
nicht maßgebend ſein, es muß nun einmal auf dem Wege

weitergegangen werden, der jetzt der verfaſſungsmäßige iſt,
quoiqu'il advienne, Wird das Volk nicht vernünftig, wählt
es wieder eine Mehrzahl von Abgeordneten, welche den ge
rechten Anſprüchen des Königs und der Regierung hart-
näckig widerſtrebt und jede Einigung verſchmäht, nun ſo
fällt die Entſcheidung der Waffengewalt anheim. Das iſt
nun einmal bei der Narrheit der Menſchen nicht anders und
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kann nicht vermieden werden. Mit dem ewigen Coneediren
an die wechſelnden Launen und Marotten des „Volks“ kommt
man wahrlich nicht zu einem vernünftigen und feſten Staat.

Unſere Wühler (meldet man aus Berlin) beſuchten die
ſer Tage die Maſchinenbauer, um ſie aufzufordern ſich ei-
nem Zuge anzuſchließen, den man, um die Anerkennung der
Den Verfaſſung zu erzwingen veranſtalten wollte.

ieſe vernünftigen Männer erklärten aber, daß ſie gar nicht
begreifen könnten warum dieſelben Leute, die im vorigen
Jahre die Frankfurter Verſammlung und Verfaſſung ſtets
als eine volksfeindliche geſcholten, jetzt mit Einem Male für
ſie enthuſiasmirt wären ſie würden ſich dem Zuge nicht an
ſchließen. Die demokratiſche Bürgerwehr, welche gleichfalls
aufgefordert war, antwortete: ja, aber die Maſchinenbauer
müſſen voran gehen! Somit wird wohl Nichts aus der
Demonſtration werden.

(Eingeſandt.)
An Se. Majeſtät den König.“)

Warum ſenkſt du, mein edler König, dein hohes, geliebtes Haupt,
Und warum liegt ein ſo unnennbarer Kummer im Blick?!
Du, der durch Freundlichkeit und Milde die Völker entzückte,
Und durch die ſanft ſtrahlenden Augen alle Herzen beſiegte,
Wandelſt jetzt einſam und verlaſſen durch die Gänge des Park's,
Such'ſt Einſamkeit und Nuhe, um nachzuhängen deinem Trübſinn.
Zwar ſchmerzt es tief, beim beſten Willen und wenn man mehr gethan,
Als begehrt worden iſt, verkannt und geläſtert zu werden,
Und es darf nicht wundern, daß du für den gedrückteſten Preußen

dich hältſt.
Und wer von uns hätte nicht gefühlt und mit getragen das Leid,
Das dem Könige und zugleich der Nation widerfahren
Aber es mußte ſein Kreuz ſelbſt der Heiland auf ſich nehmen,
Und der Weiſeſte der Griechen den Giftbecher leeren
Denn der Schöpfer züchtigt gewöhnlich am meiſten, die er liebt,
Um zu läutern, von allen Schlacken, ihre Seelen.
Die Stunde der Erlöſung nah't aber mit Sturmſchritt heran,
Und im neuen Glanze wird ſtrahlen dein gekröntes Haupt.
Darum auf und ermanne dich, Enkel des großen Friedrich!
Noch iſt Preußen, noch iſt Deutſchland nicht verloren!
Und die Mehrzahl deines Volkes iſt bereit der Schlange
Den Kopf auf deinen Wink zu zertreten!
Und ſind auch Viele der Deinen in den Städten noch umſtrickt,
Und ſtreben den Geſetzen und der Ordnung entgegen,
Wollen Anarchie, anſtatt die Freiheit zu befeſtigen,
Die Beſten des Landes und dein ſieggewohntes Heer ſind mit Dir.
Und wir Alle, die unter Preußens Panier den Corſen beſiegten,
Wir haben längſt ſchon geknirſcht und die roſtigen Degen geſucht,
Um die große Schmach und das Verderben abzuwehren,
Daß Preußens Stern, der Jahrhunderte im hellen Glanze ſtrahlte,
Und über halb Europa das Licht der Aufklärung verbreitete,
Verfinſtert und in den Abgrund geſchleudert werden ſoll,
Durch demokratiſch- diplomatiſche Ränke und Kniffe.
Und iſt unſere Zahl auch klein und leicht erſchöpft unſere Kraft,
So ziehen wir dennoch, mit Gott, für König und Vaterland unſer Schwert,
Und werden mit kämpfen und ſiegen, oder ehrenvoll unterliegen
Denn ein ehrenvoller Tod iſt beſſer als ein Leben in Schand und Noth.

Dr. Fr. Heydrich zu Barmen.
Ehemaliger Lützow'ſche Arzt.

Als ich die Elberfelder Zeitung vom 13. Februar geleſen, wo der König
kürzlich bei einer Gelegenheit geſagt hatte, daß Er der gedrückteſte Preuße ſei.

Kirſchen- Verpachtung.
Die diesjährigen Früchte auf den fiskaliſchen Kirſchbäu-

men auf der Chauſſee zwiſchen Weg witz und Zöſchen,
in Wegwitzer Flur, ſollen

den 4. Juni d. J.Vormittags 10 Uhr, in der Bergſchenke bei Weg witz un-
ter den im Termine bekannt zu machenden Bedingungen
meiſtbietend verpachtet werden.

Halle, den 16. Mai 1849.
Königliches Haupt-Steuer-Amt.

9

Kirſchen- Verpachtung.
Die diesjährigen Früchte auf den fiskaliſchen Kirſchbäu-

men auf der Chauſſee zwiſchen Großgräfendorf und Schaaf-
ſtädt, in Schaafſtädter Flur, ſollen

den 4. Juni d. J.,Vormittags 10 Uhr, in der ChauſſeegeldHebeſtelle zu Schaaf
ſtädt, unter den im Termine bekannt zu machenden Bedin
gungen meiſtbietend verpachtet werden.

Halle, den 16. Mai 1849.
Königliches Haupt-Steuer-Amt.

Kirſchen- Verpachtung.
Die diesjährigen Früchte auf den fiskaliſchen Kirſchbäu

men auf der Chauſſee zwiſchen Knapendorf und Netſchkau
in Bündorfer Flur, ſollen

den 5. Jun t d. J.,Vormittags 10 Uhr, in der Chauſſeegeld Hebeſtelle zu Kna-
pendorf, unter den im Termine bekannt zu machenden Be
dingungen meiſtbietend verpachtet werden.

Halle, den 16. Mai 1849.
Königliches Haupt-Steuer-Amt.

Bekanntmachung.
Die diesjährige Kirſch-Nutzung an den Königl. Pflan

zungen auf der Dürrenberger Chauſſee, ſoll öffentlich
meiſtbietend verpachtet werden, wozu ein Termin auf den

2. Juni d. J. Vormittags 10 Uhr,
im Königlichen Steuer-Amte zu Lützen angeſetzt iſt.

Die Pacht- Bedingungen liegen zur Einſicht im genann-
ten Steuer- Amte bereit.

Naumburg, den 15. Mai 1849.
Königliches Haupt-Steuer-Amt.

Bekanntmachung.
Die Gemeinde Schweßwitz iſt genbthigt, hiermit noch-

mals einen Termin auf den 29. Mai d. J., Nachmittags
um 2 Uhr, in der Schenke zu Schweßwitz anzuberaumen,
um in demſelben ihr communberechtigtes Haus nebſt einem
Planſtück von 148 Ruthen auf das Meiſtbietende zu ver
kaufen. Die Bedingungen werden in dem Termine bekannt
gemacht.

Schweßwitz, den 17. Mai 1849.
J. Gottfried Götze, Richter.

Bekanntmachung.
Auf der gewerkſchaftlichen Braunkohlengrube Neptun

bei Oſendorf ſind von jetzt an wieder friſch geförderte
Kohlen zu haben, welche ſich vorzüglich ſehr gut formen
laſſen. Der Preis à Tonne 2 Sgr. 6 Pf.

Pretzſch, den 19. Mai 1849.
Heinrich II. Schichtmeiſter.

Vermiethung.
Zwei Logis ſind in meinem Hauſe zum 1. Juli zu

vermiethen. Merſeburg, den 21. Mai 1849.
Engel, Dom Nr. 242.

Reise Gelegenheit nach Ameriſect
un Australien

Vom 1. Juni ab gehen die Packet Schiffe den 1. und
15. jedes Monats nach NewYork, Quebeck, New-
Orleans und anderen Häfen von Amerika und Auſtralien,
von Hamburg regelmäßig wieder ab, und werden diejenigen,
welche dahin zu reiſen geſonnen ſind, erſucht, ſich zu melden
bei dem Agent Engel, Dom Nr. 242,

Merſeburg, den 21. Mai 1849,

ecc22
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Feinſten Spritt zu 909, à KQuart 6 Sgr. Aquavite

à BQuart 5 Sgr., bei eFranz Schwarz Wittwe, Markt „Stadt Berlin.“
Sonnenſchirme in den neueſten Stoffen, ſo wie eine

Partie vorjährige ſehr ſchöne Marquiſen und. Promeneurs
empfiehlt zu ſehr billigen Preiſen C. Harniſch.

GERMANII.
Hagel-Verſicherungs- Geſellſchaft

zu Berlin.
Von Seiten der Direction der oben bezeichneten Geſell

ſchaft welche Verſicherungen auf Gegenſtände

der Gärtnerei, auf Fenſterſcheiben
und Feldfrüchte aller Art übernimmt, iſt
mir eine Agentur übertragen worden ich empfehle mich da-
her zur Annahme von Verſicherungen und bin gern erbötig,
jede gewünſchte Auskunft zu ertheilen.

Statuten und die nöthigen Verſicherungs Formulare
werden unentgeldlich ausgegeben.

Merſeburg im Monat Mai 1849.
Albert Dietzſchold,

c Agent der Germania.

G

Das vom Staat errichtete und von den Landesſtänden garantirte
Badiſche Staats-Eiſenbahn-Anlehen von 14,000,000 Gulden
iſt rückzahlbar durch Gewinne von 14 mal 50,000, 54 mal 40,000, 12 mal
35,060, 23 mal 15,000, 2 mal 12,000, 55 mal 10,000. Die geringſte Prä-
mie iſt fl. 42. Die nächſte Verlooſung findet am 31. Mai 1849 ſtatt, und
ſind hierzu beim unterzeichneten Handlungshaus Originallooſe für alle Ziehun
gen gültig à 183 Thlr. und für die bevorſtehende allein à 1 Thlr. zu erhal-
ten. Dieſes ſolide Anlehen kann Jedem empfohlen werden der Fortung auf
billige Art verſuchen will.

Ilius Stiebel jun. Banquier.
Büreau: Wollgraben in Frankfurt ar M.

Solide Männer, die eine Agentur zu übernehmen geſonnen ſind) erhalten
einen annehmbaren Rabatt.

Schloſttheater zu Merſeburg.
Auf mehrſeitiges Verlangen Mittwoch den 23. und

Donnerstag den 24. Mai noch 2 große Soiréen mit ganz
neuen Kunſtproductionen. Mittwoch den 23. zum Benefiz
des Herrn Eugenio Averino: Joko, der braſilig-
niſche Affe. Große Pantomime, wo Herr Eugenio
Averino als Affe Joko außer verſchiedenen Kunſtſprüngen
den äußerſten Rand der Logenreihe paſſiren wird. Am
Schluß: Dissolving views und Chromatropen
von Prof. Becker.

Donnerstag den 24. Mai: Der Bildhauer und
die Statne. Komiſche italieniſche Pantemime. Zum
Schluß: Der große olympiſche Flug, oder: der
letzte Tag von Pompeji. Anfang 75 Uhr. Das
nähere Repertoir der Vorſtellungen enthalten die ausgegebe-
nen Zettel. Prof. Becker und Dir. Averinv.

S S 7 s JS S D B. T.
Donnerstag den 24. Mia Concert im Bür-

gergarten. Anfang 6 Uhr Abends.
Braun

Es wird zum erſten Juli ein Dienſtmädchen geſucht,
die ſchon längere Zeit gedient hat und mit Kindern umzu-
gehen weiß. Näheres Burgſtraße Nr. 288., parterre.

Adreſſe an des Königs Majeſtät
Wo der König ruft, da iſt's an dem Volke zu ant

worten. Auch uns drängt es zu ſolcher Antwort, auf Eurer
Majeſtät Königlichen Ruf. Das Wort iſt wie ein Blitz
ſtrahl in die Herzen gefallen und hat die Flammen helliger
Begeiſterung entzündet für Wahrheit und Recht, für Sitte
und Zucht, für Ordnung und Geſetz.

Schon einmal ſtand in der Stunde ernſter Entſcheidung
auf ſeines Königs Ruf Preußen wie ein Mann auf und
ging Deutſchland voran im heiligen Befreiungskampfe aus
den Feſſeln des äußern Feindes, aus der Gewaltherrſchaft
des fremden Drängers.

Eine Stunde größerer Gefahr, ernſterer Entſcheidung
hat jetzt geſchlagen wo es die Rettung des theuren Vater
landes gilt vor den argliſtigen Plänen ſeiner inneren
Feinde, vor der blutigen Schreckensherrſchaft einer Umſturz-
partei, die mit dem Gewebe ihrer Lügen die Gewiſſen zu
verwirren, die Menge zu bethören ſucht.

Aber auch jetzt wird Preußens Volk nicht zurückbleiben
hinter ſeinen Vätern und wieder wie ein Mann in alter
Treue ſich um ſeinen König ſchaaren. Auch wir haben
erkannt was es jetzt gilt, und wollen nicht dahintenbleiben
unter denen, die mit Freuden Gut und Blut einſetzen im
heiligen Entſcheidungskampfe gegen die Bollwerke der Lüge
und der Untreue. Der Sieg muß der Wahrheit und der
Treue bleiben. Dazu führe uns Preußens alte Looſung:
„Mit Gott, für König und Vaterland!“

Obige Adreſſe iſt, von 84 Mitgliedern des patriotiſchen
Vereins unterzeichnet, bereits abgegangen behufs weiterer
Unterzeichnung iſt ſie jedoch bei den Herren Frank, Klinge-
beil, Fabr. Schreiber und Guſtav Mohr noch acht Tage
ausgelegt, und es werden alle Gleichgeſinnten gebeten ſich
geren der genannten Orte noch nachträglich zu unter
zeichnen.

Unter den Mitgliedern des patriotiſchen Vereines wird
eine Sammlung zu dem Zwecke veranſtaltet, die Familien
bedürftiger Landwehrmänner hieſiger Stadt während deren
Abweſenheit zu unterſtützen. Gütige Beiträge von Nicht
mitgliedern werden von Herrn. Aſſ. Keferſtein dankbar an
genommen.

Nächſten Dienstag, den 29. Mai, Abends 7 Uhr, au-
ßerordentliche Verſammlung des patriotiſchen Vereins für
Stadt und Land in dem gewöhnlichen Loeale.

Der Vorſtand.
Allen Denjenigen, von welchen mir bei der Kürze der

Zeit perſönlich Abſchied zu nehmen nicht vergönnt war,
ſage ich hiermit ein herzliches Lebewohl. Der Herr walte
mit ſeinem Segen über den Gemeinden Altenburg und Meu-
ſchau, und vergelte ihnen reichlich die Liebe und Treue die

ſie an mir gethan. E. Kötteritz.
Jn den letzten Kirchennachrichten von Lützen des Monats April iſt bei

den Tranuungen der 2c. Enders als Bäckermſtr. aufgeführt, während derſelbe
Sattlermeiſter iſt.

Marktpreiſe vom 19. Mai.
thil. ſg.ſpf. ſthl. ſg.)pf. thl. ſ. pf. ſthl. ſg.ſpf.

Weizen 1 25 bis 127 61 Gerſte 23 9 bis 27 6Roggen 27] 6 bis 1 I 3] Hafer 15 bis 18 9
e Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind bis

Donnerstag Abend gefälligſt einzuſenden.
Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg

Hierzu eine Beilage.
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Beilage zum AIl. Stück des Merſeburger Kreisblatts.
Der deutſche Bundesſtaat und die deutſche in
Frankfurt am Main beſchloſſene Verfaſſung

vom 28. März 1849.
Die Einheit Deutſchlands und die Kräftigung der deut

ſchen Volksſtämme nach Jnnen wie nach Außen ſind ſeit
einem Menſchenalter ein allgemeiner Wunſch. Jm Jahre
1848 tritt unter Billigung der deutſchen Fürſten und Städte
in Frankfurt eine aus ganz Deutſchland gewählte Verſamm-
lung auf, welche (ſo lauten die Beſchlüſſe, auf deren Grund
die Verſammlung entſtand)

„das deutſche Verfaſſungswerk zwiſchen den Regierun-
„gen und dem Volke zu Stande bringen ſoll.

Nach faſt zehn Monaten hat ſie ihr Werk beendigt und
legt Deutſchlands Fürſten und Völkern die Verfaſſung eines
Bundesſtaates mit: einem erblichen Kaiſer, mit einem Staaten
hauſe und einem Volkshauſe vor.

Gleichzeitig wird Friedrich Wilhelm IV. der Hohenzoller
zum Erbkaiſer gewählt, und ihm das Reichsregiment angetragen.

Das alte Kaiſerhaus Oeſterreich ſagt ſich von dieſem
Verfaſſungswerke los es will rückſichtlich ſeiner deutſchen
Staaten nicht unter einem Bundesſtaate ſtehen, deſſen Ober
haupt ein anderer Fürſt, ein Hohenzoller iſt. Das war
wohl zu erwarten. Deshalb ſagte ſchon die preußiſcheStaatsſchrift vom 23. Januar e. wenn es nicht gelänge,

ganz Deutſchland zu vereiuigen, ſo könne und möge ſich
doch ein engerer Bundesſtaat im größeren Staatenbunde
bilden. Dieſer ſcheint nun gebildet, und bis zu Preußens
Annahme und Zutritt fertig. Da geht Oeſterreich noch einen
Schritt weiter, es proteſtirt, es ruft ſeine Deputirten ab,
es ſucht zu hindern und zu ſtören. Damit macht es ſich
für Deutſchland unmöglich für Deutſchland, das es ſchon
ſeit 30 Jahren mit einem von Oeſterreich geleiteten Bundes-
n der ſich in allen wichtigen Sachen für un betheiligt
erklärte, verabſäumt hat.

Und was thut Preußen? Es zögert, die neue Würde
und den dargebotenen großen Beruf anzunehmen. Das
nimmt Viele, auch Wohlgeſonnene Wunder, die ſchwärme-
riſchen Freunde Deutſchlands aber rufen laut:

„Das Vaterland iſt in Gefahr, und Preußen zögert, es
zu retten, zögert vielleicht aus Rückſicht für Oeſterreich.“

Da werden auch die warmen Anhänger des preußiſchen
Staates und Regentenhauſes bedenklich, ſie erkennen den
Grund der Zögerung nicht, und es liegt nicht im Jntereſſe
der Gegner, weder der öſterreichiſchen, noch der demokrati-
ſchen, über dieſe Gründe Aufklärung zu geben. Wohl
ſind die Bedenken gegen den Jnhalt der deutſchen Verfaſ-
ſung vom 28. März 1849 ſchon in Schriften gründlich und
ſtaatsmänniſch beleuchtet worden (wir verweiſen unter an-
dern auf: „die deutſche Verfaſſung vom 28. März 1849,
mit Anmerkungen von David Hanſemann,“ Berlin
bei F. Schneider und Comp. 1849 unter den Linden
Nr. 19.), aber ſehr viele finden im Drange der Tagesereig-
niſſe nicht die Zeit, jene Schriften neben den Zeitungen zu leſen.

So wollen wir es denn verſuchen, in wenigen ſchlichten
und leicht überſchaulichen Worten etwas zur Erläuterung
beizutragen. Wir fühlen uns dazu berufen, weil wir das
Zuſtandekommen des einheitlichen Bundesſtaates aufrich-
tig wünſchen, darin einen ſchönen Beruf Preußens er-
kennen und herbeiführen möchten, daß die Annahme der
Reichsgewalt für Preußen möglich werde.

Man ſchlage die Verfaſſung vom 28. März auf, und
überzeugen, daß

Preußen, ohne ſich gegen ſich ſelbſt und gegen Deutſchland
zu vergehen, die Verfaſſung, ſo wie ſie da iſt, und ohne

(S. 126.) unter a. f.

einige Aenderungen nicht annehmen nicht beſchwören
kann weil es dadurch ſeine ſelbſtſtändige Exiſtenz, ſeinen
König, ſeine Armee, ſeine Verfaſſung Geſetzgebung und
Finanzen einer Reichsgewalt hingeben würde, die in eine
Anarchie oder Republik überſchlagen kann, aus welcher dann
der preußiſche Staat nicht wieder herauszuziehen und herzu
ſtellen ſein würde.

Man betrachte zunächſt den Jnhalt der 88. 6. 10. 13.
14. 33. 41. 43. 45. 47. 62. 66. und 194. (in der amt-
lichen Ausgabe) und man wird finden und ſehen, daß
Preußen was zu den fünf Großmächten Europas gehört,
und noch Länder beſitzt, die Deutſchland fremd ſind:

das Recht des Krieges und Friedens, das Recht des Heer
weſens, das Recht, Geſandte und Conſuln abzuſenden,
das Recht der Zölle, das Recht des Poſtweſens, das
Recht des Münz- und Bankweſens und Papiergeldes

an die „Reichsgewalt“übergeben, und nicht ferner ſelbſt
ſtändig ausüben ſoll. Daß in allen dieſen Dingen die Geſetz

ebung künftig von der Reichsgewalt ausgehen ſoll, und daß
chon jetzt die preußiſche Verfaſſung und Geſetze nichts ent

halten dürfen, was mit dem Jnhalt der Frankfurter Verfaſ-
ſung und Grundrechte vom 28. März in Widerſpruch ſteht.

Woraus beſteht nun aber dieſe Reichsgewalt? Frei-
lich zunächſt aus dem Erbkaiſer, jetzt in der Perſon Fried
rich Wilhelm IV., aber neben dieſem aus einem Staaten-
und einem Volkshauſe, welche ſehr ausgedehnte Rechte zu
üben haben. 8. 85. bis 87. und 88. 93. und 94.)

Aber in dieſem Staatenhauſe iſt Preußen keinesweges
nach ſeiner Macht, Größe und Seelenzahl, ſondern ganz
ungenügend vertreten.

Preußen ſendet 40 Mitglieder und bringt wenigſtens
15 Millionen Seelen in den Bundesſtaat.

Acht größere deutſche Fürſten und die Stadt Hamburg,
welche noch nicht 10 Millionen Menſchen im Bunde ver
treten, ſenden 87 Mitglieder im Ganzen hat das Haus gegen
200 Mitglieder. Preußen bleibt hier alſo ſtets in der Minder-
zahl. Und das Volkshaus ſoll nach dem Reichswahlgeſetz aus

allgemeinem Stimmrecht mit direeter und gehei-
mer Wahl hervorgehen.

Was ein allgemeines Wahlrecht mit verdeckten Stimm-
zetteln zu bedeuten hat, wiſſen wir Preußen wohl, und
bei uns gilt doch eine indirecte Wahl durch Wahlmänner.

Bei der Geſetzgebung aber hat, neben dieſen Häuſern,
der Kaiſer keine nothwendige und vollſtändige Mitwirkung.
Hat der jährlich wiederkehrende Reichstag 104.) drei-
mal hintereinander denſelben Beſchluß gefaßt, ſo wird der
ſelbe auch ohne Zuſtimmung der „Reichs- Regierung das
iſt: des Kaiſers, zum Reichsgeſetz.

Dasjenige alſo was von dieſen Häuſern in den oben
angeführten Reichsangelegenheiten dreimal beſchloſſen iſt, gilt
auch in Preußen als Geſetz, ohne daß ſein König es hindern kann.

Ferner iſt die Erblichkeit der Kaiſerwürde im Hauſe der
Hohenzollern nicht genügend geſichert. Der g. 69. iſt ſo
gefaßt, daß nach der Anſicht tüchtiger und gewiegter
Rechtskenner die Erbfolge des Prinzen von Preußen
und ſeines Sohnes in Frage geſtellt werden könnte, da
dieſe nicht aus dem Mannesſtamme des jetzt gewähltenFürſten abſtammen. Mag es auch mit tiefer Faſſung nicht

ſchlimm gemeint ſein, ſo iſt ſie doch unklar und die Sache wichtig.
Den Sitz der Reichs- Regierung beſtimmt nicht

der Kaiſer, ſondern ein Reichsgeſetz. (8. 71.)
In dem Abſchnitt über das Reichsgericht ſind dieſem

g. Augelegenheiten zur Entſcheidung
überwieſen, welche wohl entſchieden vor die Staatsgewalt,

e



vor Kaiſer und Reichstag, und nicht vor das Gericht ge-
hören. Soll dies in dergleichen Sachen entſcheiden, ſo ſteht
es über der Reichsgewalt.

Die hier beregten Abſchnitte des Z. 126. zu a. f. und
g. lauten wörtlich:

g. 126. Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören
a) Klagen eines Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt we

gen Verletzung der Reichsverfaſſung durch Erlaſſung
von Reichsgeſetzen und durch Maßregeln der Reichs-
regierung, ſowie Klagen der Reichsgewalt gegen einen
Einzelſtaat wegen Verletzung der Reichsverfaſſung

H Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaats gegen die
Regierung deſſelben, wegen Aufhebung oder verfaſ
ſungswidriger Veränderung der Landesverfaſſung.

Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen
die Regierung wegen Verletzung der Landesverfaſſung
können bei dem Reichsgericht nur angebracht werden,
wenn die in der Landesverfaſſung gegebenen Mittel
der Abhülfe nicht zur Anwendung gebracht werden

g) Klagen deutſcher Staatsbürger wegen Verletzung der
durch die Reichsverfaſſung ihnen gewährten Rechte.
Die näheren Beſtimmungen über den Umfang dieſes
Klagerechts und die Art und Weiſe, daſſelbe geltend
zu machen, bleiben der Reichsgeſetzgebung vorbehalten.

Wer wird in dieſen Fällen das Erkenntniß vollſtrecken,
wenn der Kaiſer und die Reichsgewalt vielleicht ſelbſt die
Verklagten und Verurtheilten ſind

Dies hohe Gericht beſtimmt aber über ſeine Zuſtändig-
keit einzig und allein ſelbſt. 127.) Wie dies Gericht zuſam
mengeſetzt und gewählt oder ernannt werden wird, wiſſen wir
noch nicht es iſt dies einem Reichsgeſetz vorbehalten. 128.)

Wir kommen nun zu den deutſchen Grundrechten,
welche, nach Z. 194., dem Jnhalt der preußiſchen Verfaſſung
vorgehen, und dieſe alſo in ſo weit beſeitigen.

Die Auswanderungs- Freiheit iſt ein natürliches und
gutes Recht, es muß aber dafür geſorgt ſein daß nicht die
Militairpflichtigen auswandern, wenn ſie bald eintreten ſollen.

Dies iſt im Z. 136. nicht geſchehen.
Daß die öffentlichen Aemter allen Befähigten gleich

zugänglich ſein ſollen, iſt gewiß gut und löblich, doch er
ſcheint es nothwendig, die Rechte der Militair-Anwärter
und der Examinirten, gegenüber denen, die nicht gedient ha
ben, und nicht geprüft wurden ſicher zu ſtellen. Auch in
Frankreich will man, nach preußiſchem Vorbilde, den gut-
gedienten Unteroffizieren Vorrechte zugeſtehen, um der Armee

Unteroffiziere zu ſichern. Enthält aber 137.) die
eichsverfaſſung hierüber nichts, ſo dürfen auch die Landes-

geſetze nichts enthalten, was dem entgegen iſt. (98. 66. 193.)
Nach g. 139. der Grundrechte iſt die Todesſtrafe,

außer in Kriegsfällen und bei Meutereien auf Seeſchiffen,
abgeſchafft. Nach dem preußiſchen Recht iſt dies bisher
nicht geſchehen. Ohne hier über dieſe tiefgreifende Frage ab
urtheilen zu wollen, ſo iſt doch von vielen praktiſchen Staats
männern geſagt worden, daß die Unvollkommenheit des
Menſchengeſchlechtes dieſe traurige Strafe noch erheiſche, und
erſt dann an der Zeit ſein werde, ſie abzuſchaffen, wenn die
Lehren der Religion und die Macht der Sitte, den Mord
aus der bürgerlichen Geſellſchaft ausgetilgt haben.

Der g. 161. begehrt bei Volksverſammlungen unter
freiem Himmel keine vorhergehende Anzeige. Es iſt ſchwer
zu ſagen, wie die Behörde gerüſtet ſein kann, gefährliche
Verſammlungen zu verbieten, wenn Niemand ihr Anzeige
zu machen braucht.

Dieſe Verfaſſung nun, die doch wohl wahrlich manches
Bedenkliche enthält, ſoll der Kaiſer von vorn hinein ſo

ſchwören, und darf erſt, nachdem dies geſchehen die
Regierung handhaben.-(F. 190.) Und die Armeen der deut
ſchen Staaten alſo auch die preußiſche ſollen daſſelbe
thun (8. 190.), und zwar an erſter Stelle. Die Ver-
pflichtung auf die Reichsverfaſſung geht alſo der Pflicht ge
gen unſern König vor.

Eine Aenderung dieſer Verfaſſung aber im conſervativenSinne und zu Gunſten einer feſten und ſtarken Reichsgewalt,

welche ihren hohen und ſchweren Pflichten genügen kann,
iſt kaum möglich denn während ſonſt zu den Reichstags
Beſchlüſſen nur Anweſenheit der Hälfte der Mitglieder und
einfache Mehrheit erfordert wird (F. 98.) werden zu Aende-
rungen der Verfaſſung die Anweſenheit von Z der Mit-
glieder und zweimalige Abſtimmung, und die Mehrheit von
z erfordert (8F. 196.) Dem Kaiſer aber iſt auch hierbei
eine vollgültige und entſcheidende Stimme nicht geſichert.Wird drengt daſſelbe beſchloſſen, alſo z. B.

die Abſchaffung der erblichen Kaiſerwürde und die Ein
ſetzung einer Regentſchaft,

ſo gilt dies auch ohne die Einwilligung des Kaiſers, als
Reichsgrundgeſetz. Ein ſolcher Beſchluß möchte aber
noch der am wenigſten unmögliche und vielleicht einmal
durch beide Häuſer zu bringen ſein, da er einem demokrati
ſchen Volkshauſe, in welchem die Einzel- Staaten vertreten
werden, und in welchem Preußen in entſchiedener Minderzahl
ſtimmt, unter Umſtänden gleich erwünſcht erſcheinen könnte.

Was würde nun aus dem Geſchlecht der Hohenzollern,
aus Preußens Macht und Größe, und aus dem Wohle ſei-
ner Bewohner in einem ſolchen Fall

Die Wahl zum Volkshauſe des nächſten Reichstages ſoll
nach dem Reichswahlgeſetz vom 28. März durch allge
meines, geheimes, directes Stimmrecht, erfolgen.

Eine ſichere Wahlart war zwar vorgeſchlagen, iſt aber ſchließ-
lich von der Frankfurter Verſammlung nicht angenommen
worden, ja es wird allgemein behauptet und von Kundigen
nicht geläugnet, daß die letzten Beſchlüſſe jener Verſamm-lung aus einem Abkommen der uneinigen ortelen hervor

gegängen ſeien, bei welchem die demokratiſche die Kaiſerwahl
bewilligt habe, nachdem ihr dagegen das ſuspenſive Veto
und das allgemeine, directe und geheime Wahlrecht zuge-
ſtanden worden war. Außerdem iſt es auch noch nicht be
kannt geworden ob (abgeſehen von Oeſterreich) alle deut-
ſchen Regierungen und unter welchen Maßnahmen, ſich mit
dem Frankfurter Verfaſſungswerk einverſtanden erklärt haben.

Kann es bei ſolchen Verhältniſſen wohl Wunder neh-
men, wenn die preußiſche Regierung zögert, eine Krone an
zunehmen der ſie ſelbſt den größeſten Theil der wirklichen
Macht geben ſoll, und welcher ſie ihre Selbſtſtändigkeit, ihre
Armee, und die Unabhängigkeit ihres Königs zum Opfer
bringen ſoll. Jſt es bei dieſer Sachlage nicht die Pflicht
der Regierung, einige Bedingungen zu ſtellen und nament-
lich bis zu einer Verbeſſerung der Verfaſſung und des Wahl
geſetzes derſelben auszuſetzen, um das unabhängige Fort-
beſtehn der preußiſchen Armee, der preußiſchen
Verfaſſung, Geſetze, Finanzen und Verwal-
tung ſicher zu ſtellen. Und wenn die preußiſche Re
gierung hieran feſthält und feſthalten muß iſt es alsdann
nicht wünſchenswerth, daß von allen Seiten willig die Hand
zur Verſtändigung geboten werde, damit es für Preußen
möglich wird, wenigſtens einen großen Theil von Deutſch
land unter ſeine Obhut zu nehmen und für deſſen Wohl
und Beruhigung wirkſam zu ſeyn?

Wir hoffen daß dies geſchehen werde, und fürchten
dann das Scheelſehen der großen Nachbarſtaaten nicht denn
ein einiges Deutſchland iſt ſtark genng, ſich nach allen Sei-

wie ſie jetzt iſt einſchließlich der Grundrechte be l ten Achtung zu verſchaffen.
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Erſtattung ſolcher Berichte erforderliche Zeit zu gewinnen.

An meine Wähler.
un eVon mehrern Seiten wurde ich aufgefordert, uber die Wirkſam-

keit der zweiten Kammer, deren Mitglied ich durch Jhr Vertrauen
wurde von Zeit zu Zeit einen Bericht zu erſtatten. Wie ſehr ich
auch ſelbſt das Bedurfniß fuhlte, mit meinen Wahlern in fortwah-
render Verbindung zu bleiben ſo wenig vermochte ich doch, die zur

Die lang-
dauernden Plenar und Abtheilungs-Sitzungen, denen auch regelmaßige
Partei Verſammlungen noch hinzutraten, nahmen meine Zeit vollig
in Anſpruch. Dazu kam, daß ich der Petitions- und Budget -Kom-
miſſion als Mitglied angehorte und auch in dieſer Beziehung man-
nigfach beſchaftigt wurde.

Am 27. April d. J. wurde die zweite Kammer aufgeloſt. Gern
hatte ich ſofort nach meiner Ruckkehr Jhnen uber mein Verhalten
einen Rechenſchafts-Bericht erſtattet. Jndeß geiſtig und korperlich et-
was angegriffen, konnte ich zu meinem Bedauern auch dieſen Wunſch
nicht ſofort erfullen. Jetzt, nachdem einige Wochen verfloſſen ſind,
wurde ich von dieſem Vorhaben ganz abſtehen, wenn ich nicht un
längſt aus einigen Stimmen entnommen hatte, daß man eine wenn
auch nur kurze Anſprache von mir erwartet und wenn ich nicht
wunſchen mußte, von mir den Vorwurf entfernt zu halten, in dieſer
Erwartung wenn auch nur Einzelne getaäuſcht zu haben.

Es ſind die wichtigſten und heiligſten Jntereſſen des
Volks, welche durch deſſen Vertrauen in die Haände des Volksvertre-
ters niedergelegt werden. Jch war mir deſſen klar bewußt. Der
Begriff und der Auftrag eines Volksabgeordneten bringt es mit ſich,
im Jntereſſe und Sinne und Willen des Volks zu ſtimmen, zu
handeln und zu ſtreben und insbeſondere die Volksrechte gegen-
über der Regierung zu wahren. Jch habe mich bemuüht, dieſen
Standpunkt nie aus dem Auge zu verlieren. Zweifelhaft konnte es
nur ſein, ob ich auf dieſem Standpunkte mich bewegte als ich die
Verfaſſung vom 5. December v. J. ſchon vor der Reviſion derſel-
ben als giltiges Staatsgrundgeſetz anerkannte. Denn die Entſtehung
derſelben war mit einem Rechtsbruche unbedingt verſchwiſtert. Allein
die vor Jhnen resp. in Folge Jhrer Interpellation uber dieſen Ge
genſtand abgegebenen Erklaürungen machten mir jene Anerkennung
zur Pflicht. Es ſprachen dafur die gewichtigſten Grunde der Nutzlichkeit.

Nachdem dieſe Anerkennung erfolgt war, habe ich jenen Geſichts-punkt ſtets feſtgehalten. Er leitete mich bei meiner Abſtimmung

über die einzelnen Artikel der Adreſſe, uber die geſtellten oder un
terſtutzten Antrage und uber die, das Anheften von Plakaten und
das Vereins und Verſammlungs-Recht betreffenden Geſetzes-Vorlagen.
Jch habe die Menge von Antragen auf namentliche Abſtimmung,
zu welchen ſich beide Seiten der Kammer in gleicher Weiſe veranlaßt
fanden, als zu zeitraubend oft beklagt und nach Möglichkeit dagegen
zu wicken geſucht. Jetzt kann ich auf ſie als Nachweis der Richtig
keit jener meiner Verſicherung verweiſen. Es kann nicht meine Ab-
ſicht ſein, uber jeden einzelnen Gegenſtand der Verhandlungen ſpeziell
mich zu verbreiten. Nur einige Punkte werde ich beſonders hervor
heben, zuvor aber im Allgemeinen noch Folgendes bemerken:

Den Geſetzen über die Regelung der gewerblichen Verhaltniſſe
habe ich mein volles Jntereſſe gewidmet. Jch darf mich hierüber auf
das Zeugniß mehrerer Wahlmanner berufen, mit welchen ich über dieſen
Gegenſtand in Kommunikation getreten war. Daß ich den Beſtim
mungen uber Aufhebung der Steuerfreiheiten und der Durchführung
Leicher und gerechter Grundfatze in der Steuererhebung ein gleiches
Intereſſe zugewendet haben wurde, bedarf wohl kaum der beſondern
Verſicherung

e

Die Freiheit ohne die Ordnung habe lich nie gewollt. Eine
ſolche Freiheit iſt mir gar nicht denkbar; ſie ſteht im Widerſpruche
mit ſich ſelbſt. Jch habe mir nicht etwa das Ziel geſtellt: das
Miniſterium zu ſturzen. Keine Perſon, die Sache war es,
welche ich im Auge hatte. Mein oben bezeichneter Standpunkt: die
dem Volke durch Zuſicherungen, durch beſondere Geſetze, durch die Ver-
faſſung gewaährleiſteten Rechte ungeſchmalert zu erhalten und zu
wahren, iſt, ſollte ich meinen, gewiß ein ziemlich konſervativer. Meine
Schuld war es wahrlich nicht, daß ich bei einem ſolchen Standpunkte
in der Oppoſitions-Partei mich befand. Nie habe ich dabei verkannt,
daß jetzt mehr, denn je mit Maßigung verfahren werden muſſe. Jch
bin mir bewußt, die Grenzen derſelben nie überſchritten zu haben.

Die Grunde, welche das Staatsminiſterium fur die Nothwen-
digkeit der Aufloſung der Kammer anfuhrte, darf ich wohl als be
kannt vorausſetzen. Der Werth dieſer Grunde iſt durch die Preſſe
hinreichend erortert worden. Als ein ſolcher Grund wird auch ange
geben daß die Kammer durch zwei von der Mehrheit gefaßte Be
ſchluuſſe ihre Befugniſſe uberſchritten habe. Da ich zu dieſer Mehr
heit mit gehoörte, ſo bitte ich, mir zu erlauben, die Gegenſtande jener
Beſchluſſe etwas naher erörtern und die Grunde meines Verhaltens
auseinander ſetzen zu durfen. Die deutſche Frage und der Berliner
Belagerungs-Zuſtand bilden den Jnhalt dieſer Beſchlüſſe. Was zunachſt

J. die deutſche Frage, die Einheit Deutſchlands betrifft, ſo
gelangte dieſer Gegenſtand drei Mal zur Verhandlung in der
Kammer: bei der Adreßdebatte; durch den Antrag des Abgeord-
neten v. Vincke nach Mittheilung der den Deputirten der deutſchen
National- Verſammlung gewordenen Antwort unſeres Königs und end
lich durch den Antrag des Abgeordneten Rodbertus auf Anerken-
nung der Verfaſſung des deutſchen Reichs. Sollte die Einheit Deutſch
lands wirklich erreicht werden und welcher Patriot mochte ſich
wohl dieſen Wunſch entreißen laſſen ſo mußte jetzt im Augen-
blicke einer, der Natur der Sache ſo angemeſſenen, Preußen ſo
gunſtigen Entſcheidung entſchieden verfahren werden. Es galt, in
dieſer unverkennbar entſcheidenden Kriſis die bisherige Politik des
Miniſteriums zu bekampfen, derſelben wo moglich eine andere
Richtung zu geben und uüber gewiſſe Bedenklichkeiten hinwegzu-
fuühren. Und es geſchahe dieß wiederholt durch klare und unzwei-
felhafte Ausſpruche der Kammer. Es mag ſein, daß die Verfaſſung
des deutſchen Reiches, wie ſie von der deutſchen National-Verſamm-
lung durch die zweite Leſung feſtgeſtellt wurde, manche Abanderung
wuünſchen laßt. Franklin troſtete ſich bekanntlich nach der weniger
ſchwierigen Feſtſtellung der nord amerikaniſchen Verfaſſung damit, daß
wenn auch die Verfaſſung nicht vollkommen waäre, wenn auch ver
ſchiedene Meinungen dabei mitgewirkt hatten und keiner völlige Be
friedigung geworden ſei, man doch ſagen muſſe, daß es das vollen
detſte Werk ſei, was unter ſolchen Umſtanden habe zu Stande kom-
men konnen. Und daſſelbe Lob vindizirte der Freiherr v. Vincke, deſ
ſen Urtheilsfahigkeit in politiſchen Dingen wohl nicht bezweifelt wird,
in der Sitzung am 21. April der deutſchen Reichsverfaſſung. Wenn
diejenigen, welche auf der Seite des Miniſteriums ſtanden, anfuhr-
ten, daß die Verfaſſung nur mit Schwierigkeiten in ihrem Sinne
abgeandert werden konne, ſo will ich die Richtigkeit dieſer Anſicht
durchaus nicht beſtreiten. Aber eben dieſe Erſchwerungen galten na-
turlich auch fur Abänderungen im demokratiſchen Sinne. Und die
Furcht die Verfaſſung fuhre zur Republik, mußte daher als nichtig
betrachtet werden. Ueberſehen durfte dabei nicht werden daß eine
Vereinbarung zwiſchen der National- Verſammlung und den verſchie
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denen Regierungen nach den bereits hinreichend gemachten Erfahrun
gen keinen Erfolg verſprach, ja, nachdem 28 Regierungen die Ver
faſſung bereits anerkannt hatten, als eine Unmöglichkeit betrachtet wer
den mußte.

Der Abgeordnete v. Vincke erklarte in der Sitzung vom 21.
April: „waäre die preußiſche Regierung, nachdem die andern 28 Re-
gierungen unſrer Regierung mit dem guten Beiſpiele vorangegangen
ſind, dieſem Beiſpiele nachgefolgt, wahrend man ihnen freilich damit
hatte vorangehen ſollen es hatte den deutſchen Konigen gegenüber
eine heilſame Wirkung gehabt.“ Hatte das Staatsminiſterium zur
Annahme der Kaiſerwurde auf Grund der Verfaſſung gerathen und
ware dieſe Annahme wirklich erfolgt die Revolution des Jahres
1848 ware damit geſchloſſen, die öffentliche Ruhe im Aufſchwunge
des zertretenen Nationalgefuhls ſicher zuruckgefuhrt worden. Die
uberall hervortretenden Verwirrungen, alle jene beklagenswerthen Be
wegungen im deutſchen Vaterlande, welche unſchwer vorher zu ſehen
waren, waren ohne Zweifel verhindert und unmoglich gemacht worden.
Dieß war meine innige Ueberzeugung ſie durchdringt mich noch jetzt.

Daß die Kammer durch ihre Beſchluſſe uber dieſen Gegenſtand
die ihr zuſtehenden Befugniſſe uberſchritten habe, fur dieſe Anſicht
iſt das Miniſterium den Beweis ſchuldig geblieben. Jch kann mich
auch hier auf einen Ausſpruch des Abgeordneten v. Vincke beziehen.
„Nur das glaube ich“ ſagte derſelbe in der erwahnten Sitzung

„daß die Kammer unter allen Umſtanden dazu berufen iſt, in
einer ſo wichtigen Angelegenheit eine beſtimmte Meinung auszuſpre
chen.“ Es iſt meines Erachtens ganz unmoglich, daß das Miniſte
rium ſeine Behauptung, die Kammer habe ſich einer Ueberſchreitung
ihrer Befugniſſe ſchuldig gemacht, mit geſetzlichen Grunden zu recht
fertigen im Stande iſt.

Anlangend
D den uber die Hauptſtadt Berlin verhangten Belagerungs-

Zuſtand, ſo findet das Miniſterium in der Erklarung der Kammer,
daß dieſer Zuſtand ungeſetzlich und daher aufzuheben ſei, eine wei-
tere Ueberſchreitung ihrer Befugniſſe. Es kann wohl kaum einem
Zweifel unterliegen daß die Aufhebung eines Geſetzes, auch wenn
ſie nur zeit und diſtriktsweiſe erfolgt, keineswegs eine Verwaltungs
Maaßregel, ſondern ein Act der Geſetzgebung iſt. Eine ſolche Auf-
hebung gebuhrt mithin, inſofern das Geſetz nicht ausdrucklich etwas
Anderes beſtimmt, den geſetzgebenden Gewalten. Es war alſo die
Pflicht des Miniſteriums ſofort nach Zuſammentritt der Kammern
zur Fortſetzung des Belagerungs Zuſtandes deren Genehmigung zu
beantragen. Und was geſchah Statt deſſen? Die Thronrede ſichert
den Kammern zu, daß ihnen die hierauf bezüglichen Vorlagen ohne
Verzug zugehen ſollen. Die Adreſſe ſpricht von einer gewiſſenhaften
Prufung dieſer Vorlagen der Miniſter v. d. Heydt und v. Man-
teuffel ſtimmen ſelbſt fur dieſen Artikel. Das Staatsminiſterium
legt den Kammern eine vom 8. Maärz 1849 datirte „Denkſchrift
uber den Berliner BelagerungsZuſtand“ vor, ohne darin einen be-
ſtimmten Antrag zu ſtellen. Und als acht Wochen nach dem Zu-
ſammentritt der Kammern der Antrag der Abgeordneten Berlins,
den Belagerungs-Zuſtand aufzuheben, in der Kammer zur Verhand
lung gelangt, erklart der Miniſter v. Manteuffel, es liege der
geſtellte Antrag nicht in der Kompetenz der Kammer, weil er dahin
gehe, eine Verwaltungs- Maaßregel auszufuhren. Jch mag den uüb-
len Eindruck nicht ſchildern welchen dieſe Anſicht eines conſtitutio-
nellen Miniſters auf die Mehrheit der Kammer machte.

Zur Fortdauer des BelagerungsZuſtandes war nach der Natur
der Sache und nach Lage der Geſetzgebung die Genehmigung der
Kammer unbedingt erforderlich ohne dieſe Genehmigung war jener
Zuſtand ungeſetzlich. Es handelte ſich hierbei um die Wahrung eines
der wichtigſten Volksrechte und es mußte daſſelbe um ſo entſchiede-
ner aufrecht erhalten werden, je entſchiedener daſſelbe von dem Mi-
niſterium verleugnet wurde. Und mit dem Ausſpruch jener Unge-
ſetzlichkeit verband die, hier nicht geringe Majoritat der Kammer, zu
welcher ich gehörte, zugleich den Antrag, den Belagerungs- Zuſtand
aufzuheben.

Und war denn mit der Aufhebung dieſes BelagerungsZuſtan-
des eine ſo große Gefahr wirklich verbunden? Da das Wenzel'ſche
Amendement lediglich aus formellen Gründen verworfen ward, ſo
wurde ſogleich nach Faſſung jenes Beſchluſſes der dringliche Antrag
eingebracht auf ſofortigen Erlaß eines Geſetzes, nach welchem wah
rend der Dauer der Kammerſitzung Volksverſammlungen unter freiem
Himmel in Berlin und im Umkreiſe von 2 Meilen nicht gehalten
werden ſollten. Dieſe Beſtimmung, in dem Geſetzentwurf uber das
Vereinsrecht bereits angenommen, hatte ohne zeitraubende Debatten
die Genehmigung der Kammer gewiß erhalten. Wie dort, hatte die
Partei, zu welcher ich gehorte, auch hier dafur geſtimmt. Jn der
Hauptſtadt war eine ſehr bedeutende Militairmacht konzentrit, mehr
als hinreichend einen etwaigen Aufruhr ſofort zu dampfen. Und
hatte es ſich herausgeſtellt, daß die Aufrechthaltung der Ruhe und
Ordnung ohne den Belagerungs- Zuſtand wirklich nicht moglich ſei,
ſo hatte derſelbe mit Genehmigung der Kammern, alſo mit Feſthal-
tung der geſetzlichen Form in einer Zeit von wenigen Stunden von
Neuem proclamirt werden konnen. Es konnte ſomit nach meiner
Ueberzeugung der ſeit langer als 5 Monate beſtandene Ausnahme-
Zuſtand ohne Gefahr beſeitigt werden. Solche Ausnahme-Beſtim-
mungen ſind übrigens Nichts, als eine ſehr traurige Krucke. Auf
kurze Zeit mag deren Anwendung wohl gerechtfertigt erſcheinen. Aber
zu den groößten Gefahren und Nachtheilen fuuhrt es, wenn man
ſich der Hülfe ſolcher Krucken eine ſo lange Zeit hindurch bedient.
Erklarte doch auch der Reichs-Commiſſar Baſſermann, welcher
die Maaßregeln unſerer Regierung im November durchaus gebilligt
hatte und auf deſſen Ausſpruch man damals ein ſo großes Gewicht
legte, unter dem 2. Mai d. J. dem Praſidenten unſeres Staats-
miniſteriums, daß ihm die Fortdauer ſolcher Ausnahme Maaßregeln
ſchon ſeit lange ungerechtfertigt erſcheine.

Nun noch einige Worte uber die Thatigkeit der Budget Kom
miſſion, gewahlt zur Prufung der Staatshaushalts Etats. Sie
beſtand aus 21 Mitgliedern der Kammer. Sie hatte ſich in 7 Un-
terabtheilungen jede zu 3 Mitgliedern getheilt. Jn eben ſo viele
Theile war unſere Arbeit zerlegt worden. Die Etats fur das Jahr
1849 waren in einer, in Preußen vorher noch unbekannten Vollſtan
digkeit und Spezialitat aufgeſtellt worden. Der Etat ſelbſt umfaßte
46, der erſte Band der Anlagen deſſelben 545 und der zweite Band
417 Seiten. Daß, dieſer Spezialitaät ungeachtet, noch viele Poſitio-
nen, namentlich der Ausgabe vorhanden waren, zu deren Pruüfung
es der Einſicht der fruheren Rechnnngen bedurfte, bedarf wohl kaum
der beſondern Bemerkung. Die Budget- Kommiſſion hatte ſich der
Loöſung ihrer Aufgabe mit großem Jntereſſe gewidmet und wurde
wahrſcheinlich bald im Stande geweſen ſein, der Kammer den erfor-
derlichen Bericht zu erſtatten. Die Kommiſſion wurde ſich in der
Lage befunden haben, mannichfache Vorſchlage zur beſſern Benutzung
des Staats-Eigenthums, namentlich der Domainen, welche, in 503
Pachtungen mit 879 Vorwerken und einem Areal von 1,285,228
Morgen 93 QRuthen beſtehend, jetzt nur einen Brutto Ertrag
von 1,527,048 Thlr. 25 Sgr. 5 Pf. gewahren, ſo wie zur kon
ſequenteren Durchfuhrung des Grundſatzes der Sparſamkeit in Betreff
der Ausgaben in motivirter Weiſe zu machen und der Kammer zur
Entſcheidung vorzulegen.

Jndeß die Aufloöſung der Kammer erfolgte. Jch ſcheide von
Jhnen mit dem Ausdruck meines Dankes fur das mir gewahrte
Vertrauen und mit dem Bewußtſein, wenigſtens beſtrebt geweſen zu
ſein, meine Pflicht als Volksvertreter redlich zu erfüllen.

Die Zeiten ſind bewegt, die Ausſichten getrubt, die Gefahren
drohend. Aber man ſoll am Vaterlande nie verzweifeln. Laſſen Sie
uns, die wir ein redliches Herz im Buſen tragen, einmuthig, durch
kleinlichen Meinungszwiſt nicht getrennt, ſchaaren um das Palladium
geſetzlicher Freiheit!

Werſeburg, am 17. Mai 1849.
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